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Kläger und Revisionskläger‚
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Beklagter und Revisionsbeklagter°

Der 9° Senat des Bundessozialgerichts hat auf

die mündliche Verhandlung am 45é März 49?9

in Berlin
für Recht erkannt:

Die Revisi0n gegen das Urteil des Landes-

sozialgeriohts Beriin vem 2° Mai 1978 wird

zurüakgewieseng

Außergerichtliche sztem sind nieht zu

erstatten»
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Der im Februar 1951 geborene Kläger stellte am 5. mai 1976

den Antrag auf Feststellung einer Behinderung und des Gra—

des der Minderung der ErWeItsfähigkeit (EEE) nach 5 5
Abs 1 Gesetz zur Sicherung der Eingliederung Schwerbehin—

derter in Arbeit‚ Beruf und.Gesellscheft (Sehmbß) und

Ausstellung einer Bescheinigung nach 5 5 Abs 4 Schwbß.

Nachdem Dr„ S ' nach Untersuchung des Klägers eine

Gesemt—MdE um 70 VE angenommen hatte und der ?rüfarzt

Dr. 8 ‚we‘ in einer gutechtlichen Stellungnahme die

Gesamt—MdB auf 50 vH geschätzt hatte, stellte das Ver—

sorgungsamt (VersorgA} im Bescheid vom 17. September 1976

nach 5 5 Abs 1 Schwa folgende Behinderungen des Klägers
festz

&) Narbe nach Übernähung eines durchgebrochenen
Zwölffingerdarmgeschwürs, rückfällige Geschwürw

bildung, heräbgesetzter Ernährungszustand;

b) Bewegungseinschränkung im rechten Schultergele■k

nach Knochenbruch;

c) chronische Bronchitis.

Die MdB wurde mit 50 VE festgesetzt; eine Parodontitis
wurde nicht aufgenommen, da dieses Leiden keine meßbare

MdE bedinge. Mit seinem Widerspruch machte der Kläger

geltend, daß insbesondere Wegen der unter a) genannten
Behinderungen eine höhere MdE von mindestens 70 vH

festgestellt Werden müsse°

In dem für des LandeSVersorgungsamt (LVersorgA) Berlin

erstellten Gutachtenvom2„.Dezember1976kamDr. G
zu folgender Diagnosez

&) Verziehung des Bulbus duodeni nach Übernähung

eines durchgébrochenen Zwölffingerdermgeschwürs

mit Reäidiven und zeitweilig auftretenden Hagen"

geschwüren‚ hera5ge3etzter Ernährungszustand;
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b) Bewegungseinschränkung im rechten Schultergelenk

nach Khoche■bruch mit Narbenbildung und leichter

Gelenkdeformierung;

c) chronische Bronchitis,

@) Parodontitis;

e) Fettstoffweehselstörung„

Dr. G bemaß die M53 für die Leiden zu a} mit BO vH, zu b)

mit 20 vH, zu c) mit 20 vH, zu d} und e} sei die MdE nicht
meßbar„ Als Gesamt—MdB nahm er 50 vH an und führte äazu eue‚
eine höhere Gesemt»M■E sei medizinischerseits keineswegs vera
trefbar„

Mit Bescheid vom 22. Februar 19?7 wies das LVersorgA den

Widerspruch zurück“

Auf die hiergegen eingelegte Klage hat das Sozialgericht

(SG) den Beklagteaverurteilt, den Kläger als Schwerbehiu»

derten bei einer ErWerbsminderung um 60 vH seit dem 1‚ Mai
1976 anzuerkenneno Das SG hat die Berufung zugelassene Dee

Landessozialgericht (LSG) hat durch Urteil vom 2° mai 3978

das Urteil des SG aufgehöben und éie Klage abgewiesen„

Das LSG hat hierzu ausgeführt: Wie der bei mehreren Behinde—

rungen äurch die Beurteilumg der Auswirkung der Beh■näerun—

gen in ihrer Gesamtheit festzustellende Grad der MdB zu
ermitteln sei, sei durch das Gesetz nicht geregelte Keineew

falls seien die durch die einzelnen Geeubüheiteetörungen

bedingten MdB—Grade zusammenzuzählen„ Das 3% habe die Sub—

trektionsmethoäe angewendet„ Diese Berecheungsart stelle

jedoch kein Gewohnheitsreeht dar‚ Bei mehreren Behinderungen

müsse ausschließlich von der einen, dem Behinderten eigenen

unteilbaren MdE ausgegangen werden, die nur auf einer Gesamt—

würdigung des Leidenszustendee des Behinderten beruhen könne„

Das gelte besenders deswegen‚ weil Behinderungen sich eieer—

seits zum Teil aufheben und in ihren Auswirkungen weniger
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fühlbar sein könnten, sich andererseits aber auch durch ihr

Zusammentreffen stärker auszuwirken vermöchtenq Bei der

Schätzung der MdB gebe es keine Gleichmäßigkeit des Bewer—

tungsmaßstabes. Die Mathematik sei nicht geeignet, die bei

der Bemessung der MdB gestellten Forderungen zu erfüllen.

Die Sachverständigen hätten bei der Bemessung der MdB zu

werten und nicht zu rechnen° Im übrigen handele es sich

bei der Bemessung der MdE nur um eine Schätzung, die nicht

völlig genau, sondern nur
ennäherüngsweise feststellbar sei.—

Selbst wenn die Subträktionsmethode angewendet Werden könne

te, würde eine Festsetzung der MdB auf 60 VE im Falle des

Klägers nicht in Frage kommen, denn das SG habe nach dieser
methode eine Gesamt—MdB von 55,2 vH errechnet; diese könne

nicht auf 60 vH aufgerundet werden, weil 5 31 Abs 2 des

Gesetzes über die Versorgung der Opfer des Krieges (BVG)

nicht anzuwenden sei°

Abschließend führt das LSG aus, daß die durch sämüliche
Behinderungen des Klägers eingetretene MdB 50 vH betrage.

Diese Gesamt—MdB sei von Dr„ s so geschätzt werden;

und auch nach dem überzeugenden Gutachten des Sachverstän—

digen Dr„ G sei aus der MdB durch die Leiden zu a) um
50 vH, zu b) um 20 vH und zu c) um 20 VE ein höherer Grad
der Gesamt—MdB als 50 VH‘keineswegs vertretbar°

Der Kläger hat Revision eingelegt und rügt die Nichtanwen—

dung des % 54 Abs 2 BVG im Sehwex‘behinder‘benrechtw Er meint,
hierin liege eine Verletzung des verfassungsrechtlich gebe”
tenen Gleiehbehandlungsgrundsat2ese Es müsse deshalb über

die Rangfolge‚ Naohordnung, Anwendbarkeit oder Nichtsnwend«
barkeit der @@50, 54, 52 BVG;b% 5 SchWbG im Verhältnis zu
Art 5 des Grundgesetzes (GG) entschieden werden° Die Vor”
sehrift über die Ermittlung der Gesamt—MdB in den Anhalts—
punkten für die ärztliche Begutachtung Behinderter des
Bundesministers für Afbeiü und Sozialordnung (EMA) ggi
nicht durch Gesetz geregelt° In dem Zusammenhang mit der

Frage der Anwendbarkeit des 5 51 Abs 2 BVGsei auch zu
prüfen, db die Lohmüller°sche Formel anzuwenden sei° Es
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werde ggf angeregt, die Sache dem Gemeinsamen Senat der

obersten Gerichtshöfe vorzulegen°

Der Kläger beantragt,

das Urteil des Landessozialgerichts Berlin

vom 2° M31 4978 aufzubehen.

Der Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Er ist der meinung, das ESG habe in zutreffender

Rechtsanwendung festgestellt, daß eine mathemati-

sche Methode bei der Feststellung der Gesamt-MdB

nicht angewendet Werden könne und die Gutachter

bei der Bemessung der EEE zu werten und nicht zu
rechnen hätten. Auch 5 54 Abs 2 BVG sei im Schwer—

behindertenrecht nicht anquenden‚ weil das Schwa

eine Bezugnahme auf diese Vorschrift nicht enthalte.

II

Die zulässige Revision des Klägers ist nicht begrün—

det° Das ISG hat zu Recht das Urteil des SG aufgeho—

ben und die Klage abgewiesen. Für den Kläger ist eine

höhere MdB als um 50 vH nicht festznsetzen.

Nach 5 5 Abs 1 Satz 4 Schwa idF vom 29„ April 197#

stellen auf Antrag die für die Durchführung des BVG

zuständigen Behörden das Vorliegen einer Behinderung

und den Grad einer auf ihr beruhenden MdB fest. Dabei

ist nach Satz 2 aaO @ 50 Abs 3 BVG entsprechend anzu-
wenden, Für den Fall, daß mehrere Behinäerungen vorlie—

gen, bestimmt 5 5 Abs 5 Sehw%G,daß der Grad der MäE
f
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durch die Beurteilung der Auswirkungen der Behinderungen

in ihrer Gesamtheit festzustellen ist.

Das LSG ist.davon ausgegangen, daß sowohl Dr. 8 als
auch Dr. G die Gesamt—MdB mit 50 vH richtig einge—

schätzt haben, nachdem sie für die angeführten internisti—

schen Leiden eine MdE um 50 va, für die orthopädischen

eine MdE um 20 vH und für die chronische Bronchitis eben—

falls eine MdE um 20 vH angenommen hatten. In bezug auf

diese Einzelfeststellungen sind keine begründeten Revisions—

gründe vorgebracht worden, so daß der Senat hieran gebunden

ist (% 465 Sozialgerichtsgesetz —SGG—).

Das LSG durfte, von diesem Sachverhalt ausgehend, zu dem

Ergebnis gelangen, daß eine höhere MdE als SO vH nicht

festzustellen ist„ InSbesondere ist dem LSG beizupfliehten,

daß eine einfache Addition der drei einzelnen MdB—Zahlen
nicht angängig ist und auch die vom SG angewendete Sub—

traktionsmethode einen verläßlidhen Berechnungsmodne für

die Feststellung einer Gesamt—MdB nicht bietet. Der Senat
tritt dieser;Anffassung de5räßngeixgdie[sien„iml

wesentlichen auf die Ausführungen des Bundesverwaltungs—
gerichtes (EverwG) in dem Urteil vom 47. Januar 4974 =
BVerw&E 44, 284, 285 = Buchholz 456,6.5 4 Schwa Nr 2 =
KOV Mitteilungen Berlin 1974 Seite 27 ff und 32, auf die
Anhaltspunkte für die ärztliche Begutachtung Behinderter

nach dem Schwerbeschädigtengesetz des BMA; Ausgabe 77,

und auf die Anmerkung Lauterbach, Gesetzliche Unfallver—

sichemng, 5. Aufl ”5978, % 584 Anm 5 g, bezieht. Auch
nach Auffassung des Senats ist bei mehreren Behinderunw

gen nur von der einen‚ dem Behinderten eigenen nnteil—
baren Erwerbsfähigkeitsminderung auszugehen, die nur

auf einer Gesamtwürdigung des Gesundheitszustandes des
Behinderten beruhen kann. Jedenfalls können bei der
individuellen Beurteilung die Besonderheiten des Einzel»

fallee eher berücksichtigt werden als durch vorgegebene
rechnerische Operationen mit den Faktoren der für die

einzelnen Behinderungen ausgeworfenen MdEeßätze. Dieee
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Re°henoperationen vermögen nicht sowohl die Fälle richtig zu
erfassen, in denen mehrere Behinderungen beziehungslos neben—
einander stehen, als auch die? in denen sich die eine Behine
deruüg auf eine andere Behinderung besonders nachhaltig aus»
wirkt (EB bei paarigen Organen), und auch die, bei denen
sich eine Behinderung wegen einer schon vorliegenden anderen
Behinderung nicht voll auswirkt (vgl im übrigen das zur Ver—
öffentlichung bestimmte Urteil des erke■■enden Senats vom
?:° Mäfz ?9?9 9 RVS 6/77)‚ Durch die NichtanWendung einer
ma?hematischén Formel bei der Feststellueg der Gesemt—N■E
wird der Gleichheitsgrundsatz aes Art 5 GG nicht berührt, weil
sowohl im Sehwerbehindertenrecht als auch im versorgungsrecht
gleichermaßen allein der medizinische SachVerständige als Ge»
hilfe des Richters berufen ist" die Behinderung in iärer Ge—
samtheit zu bewerten° Allerdings entha3ten die Anhaltspunkte
für die ärztliche Gutachtertätigkeit im Versorgungswesen
(Amss 4975) unter Nr 44 Abs 6 (s 23) lediglich das Additions—
vetbot‚ nicht aber die Erkiärung, auch andere Rechenmethoden
seien für die Bildung einer Gesamt—maß ungeeignet (so erst

die Anhaltspunkte für die ärztliche Begutachtung Behinderter,
4977» Nr 3 Abs 83 5 11)° Hieraus ist jedoeh nach meinung des
Senats keineSWegszu felgera, die in der ?raxie mancher Vex—
S°rgü■gsämtef V°Tk°mme■de Zuhilfenahme mathematischer Metkedem
bei F65t5tällung der für die Besohädig■enrente maßgebende■
GesemrmMä■sei legitim und deShalb für äae Seheefbehinderten»
recht zu übernehmenc Vielmehr sollte umgekehrt eine solche,
dem gel■e■d€■ Versorgungsreght zumiäerleufende VerWaltungs—
praxis abgestellt werden„

Da bereits nach dem vorher Ges&gten das Urteil des KSG in
V°llem Umfang zu b68üätigen ist‚ kommt es auf äie von dem
LSG ausgeführte Hiif8begründu■g

nicht an„ Der Senat kann
deshalbzu derFrage‘% 5 5" Äbs2 eveimRechtderSchwefeehinderte■ ensuWenaen igt‚ nicht eingehen, denn
diese Frage Wird für die vobliegende Entscheidung nicht
mehr erhéblichä Bas LSG hat ohne Reehteirrtum angemcmmenä
“135die G853mt”mEdesKlägers 50 vv beträx«t„Five11ese'Fest53€13üüg durfte Sich ■es 3333

am;
das

Gitachtex %0n
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Dr. G stützen. Dr. G hat in einer zwar knappen, aber

noch ausreichend nachvollziehbaren Weise dargetan‚ wie und

warum er die Gesamtheit der Behinderungen dee Klägers mit
50 vH beWertet hat° Bei der Feststellung einer Geeamt—MdE

um 50 vH erhebt sich also gar nicht erst die Frage einer

Auf— oder Abrundung nach € 51 Abs 2 BVG, wie sie sich dem

SG stellte, das von einer MdB um.55‚2 vH aueging.

Die Kostenentscheidung folgt aus 5 195 SGG.
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